
Schröder beim SPIEGEL-Gespräch*: „Wir fassen Beschlüsse ohne Realitätsgehalt zum Wohle des innerparteilichen Friedens“ J. H. DARCHINGER

„

S P I E G E L - G e s p r äc h

Der Weg ist das Ziel“
Gerhard Schröder über Beschäftigungskrise, moderne Wirtschaftspolitik und den Führungsstreit in der SPD
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SPIEGEL: Herr Schröder, wielangewol-
len Sie denn dem „Kartell der Mittel-
mäßigkeit“, wie Sie die SPD neuerdin
beschreiben, noch angehören?
Schröder: Das habe ichnicht auf die
SPD insgesamtbezogen, sondern in e
nem ganzbestimmten Zusammenhan
gesagt. Lassen Sie uns lieber über
Sachereden als über Personen.
SPIEGEL: Trotzdem: Was ist denn nu
mittelmäßig an derSPD, das Führungs-
personaloder dieganzePartei?
Schröder: Das ist kein Werturteil übe
die SPD und auch nicht über die g
samte Bundestagsfraktion. Ichhabe nur
ganz bestimmte Personen und die A
und Weise, wie siesich öffentlich über
mich verbreiten, imVisier gehabt. Ei-
gentlich sollte ich mich darüber nic
ärgern, insofern: Asche auf mei
Haupt.
SPIEGEL: Wenn man dieerste Reihe
der heutigen SPD-Fraktionjetzt bei der
Haushaltsdebattesieht unddenkt, daß
dort einmal Brandt, Schmidt, Wehner
und Schiller gesessenhaben . . .
Schröder: . . . die waren auchnicht nur
gut, wie man an den Ergebnissen seh
kann. Sie habenihre Fehler gemach
wir machen unsere.

* In der niedersächsischen Staatskanzlei mit den
Redakteuren Olaf Ihlau, Stefan Aust und Werner
Dähnhardt.
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SPIEGEL: Aber derBegriff „Kartell der
Mittelmäßigkeit“ beschreibt jaganz gut
den Zustand der SPD, wie ihn die Ö
fentlichkeit wahrnimmt: ein ziemlich
langweiligerLaden.
Schröder: Das will ich mir nicht zu eigen
machen.
SPIEGEL: Daß Ihnen Ihre Partei zulang-
weilig ist, lassen jedenfallsIhre Auftritte
ahnen. Man kann denEindruck gewin-
nen, diePerformance sei Ihnenwichti-
ger als inhaltliche Konsistenz.
Schröder: Es hat ja keinen Sinn, die be
stenIdeen zu haben,wenn sie nichthin-
reichend publik gemachtwerden. Das
Transportieren vonwichtigen Inhalten
läuft in einer Gesellschaft, die durc
Medien informiert wird, nun einma
über Personen.
SPIEGEL: Die SPD ist möglicherweis
besonders empfindlich, wennjemand
aus der Reihe tanzt. Ist dasimmer noch
die Diktatur desKollektivs?
Schröder: Ich finde, Geschlossenhe
auch Solidarität und Disziplin, können
über Gemeinsamkeiten in der Sache
entstehen, aber sie dürfen nicht verord-
net werden.
SPIEGEL: Welche Verbindlichkeithaben
für Sie Parteitagsbeschlüsse undGrund-
satzpositionen?
Schröder: Man muß als Parteimitglied
auch als jemand, der eine Regierung
die Partei zu führenhat, bereit sein,
Parteitagsbeschlüsse an der Wirklichk
zu prüfen. Ich halte es durchaus f
möglich, daß die Wirklichkeitrecht be-
hält und nicht diePartei.
SPIEGEL: Gelegentlich hat man den Ein
druck, daß Ihre Parteiziemlich neben
der Realitätliegt. Zum Beispiel mit dem
Beschluß, innerhalb von zehnJahren
aus der Atomenergieauszusteigen.
Schröder: Ich habe das alseiner der we-
nigen sehrernst genommen undgesagt:
Wir wollen mal sehen, ob das geht. D
merkte ich, daß es in zehnJahrennicht
gehen kann. In dem Beschluß stand
übrigensauch: nur im Konsenszwischen
den großenpolitischen Gruppierungen
und der Industrie. Alsohabe ichver-
sucht, den Konsens herzustellen.
SPIEGEL: Und Sie sind an dereigenen
Partei gescheitert.Sind Ihre Genossen
Traumtänzer?
Schröder: Dem einenoder anderen wa
der obersteParteitagsbeschlußwichtiger
als der Prozeß, ihnwirklich zu realisie-
ren und dem Ausstieg näherzukommen
Die Folge ist, daß nun gar nichts pa
siert. Wir müssen aufpassen, daß w
nicht in eine Situationkommen, in der
wir uns nicht mehr in dieWirklichkeit
einmischen,weil nicht jeder Schritt, de
dazu nötig wäre, durch einen Parteita
beschluß unterlegtseinkann.
SPIEGEL: Kollision also zwischen de
Kaste der Parteitagsfunktionäre und
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nen, die manbraucht, um dieRegie-
rungsmacht zu übernehmen?
Schröder: Den Beschluß, der einrichti-
ges Ziel beschreibt, tragen manchegele-
gentlich gleichsam alsMonstranz vor
sichher. Sie verkennen, daß dieUmset-
zung bisweilenbedeutet,flexibel damit
umzugehen. Der Weg ist das Ziel.
SPIEGEL: Sozialdemokraten denken
herkömmlich darüber nach, wie der
Wohlstand gerechter zu verteilen i
Finden Sie das unmodern?
Schröder: Die SPD ist die Partei, die
was Gerechtigkeit in der Verteilungsfr
ge angeht,nicht zu schlagen ist.Aber
die Basis vonVerteilung ist die Produk
tion. Wir müssen zurKenntnisnehmen,
was sich in denletzten fünf Jahren in
Alles im Lot Kölner Stadt-Anzeiger
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Deutschland und um uns he
um ökonomisch verändert
hat.
SPIEGEL: Geht es einbißchen
konkreter?
Schröder: Ein Land, das jähr
lich allein an staatlichen Le
stungen 150 MilliardenMark
von West nach Ost transf
riert, muß einsehen, daß d
irgendwann in den Hausha
ten des Westens auf alle
EbenenAuswirkungen hat.
Der zweitePunkt, den wir als
SPD nicht zureichend in
Blickfeld genommenhaben,
ist die Internationalisierun
der Wirtschaft ineinem un-
vorstellbaren Tempo. Wir
haben esnicht nur mit einer
Globalisierung der Güter
und Dienstleistungsmärkte,
sondern auch mit der Glob
lisierung der Arbeitsmärkte
zu tun.
SPIEGEL: Und was ist die
Antwort moderner Wirt-
schaftspolitiker?
Schröder: Die Antwort kann
nicht sein, Verteilung wie im
mer, sondern sie mußsein:
Welches sind dieneuen Be
dingungen dafür, daß dies
te
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ständigeProzeß der Arbeitsplatzexpor
aus Deutschland herausnicht stattfindet?
SPIEGEL: Das ist die Frage,nicht dieAnt-
wort.
Schröder: Es gibteine interessanteDis-
kussion, beinaheschon historisch, übe
den Arbeitsplatzabbau. Diegewerk-
schaftliche Reaktion auf Arbeitsplatz-
probleme in densiebziger und achtzige
Jahren war die Forderungnach Arbeits-
zeitverkürzung. Nurverkennen wir heu
te, daß die Arbeit, die wir überArbeits-
zeitverkürzung gerechter verteilenwol-
len, längst irgendwoandersist.
SPIEGEL: Bei diesemThemasitzenIhnen
aber dieGewerkschaften im Nacken.
Schröder: Nein, die Gewerkschaftensind
in diesenPunktenweiter als wir. Wir erle-
ben dochheute, daß invielenBetrieben
ein Maß an Flexibilität bei derUmgestal-
tung der Arbeitsorganisation vorhand
ist, das auf der politischen Diskussion
ebene kaum zurKenntnis genomme
wird.
SPIEGEL: Braucht die SPD ein ökonom
sches BadGodesberg?
Schröder: Nichtunbedingt. Die SPD mu
aber kapieren, daß esnicht hilft, auf die
alten Arbeitsbedingungen zu pochen
nötig ist eine radikale Umstellung.
SPIEGEL: Wenn Sie in denDinosaurier-
Branchen wie Werften oderStahl um je-
den ArbeitsplatzunterEinsatz vonSub-
ventionen kämpfen,wirkt das nicht son
derlich modern.
Schröder: Ich habedoch nicht gesagt, da
die Konsequenz dieserErkenntnis ist,
daß man die allekaputtgehenlassen
darf. Da unterscheide ichmich gewaltig
von Leuten wie Rexrodt oder ander
Neoliberalen.
SPIEGEL: Sie habengesagt: Es ist nich
in ersterLinie die Frage, ob eineWirt-
schaftspolitik sozialdemokratischoder
nicht sozialdemokratisch ist,sondern ob
sie modern odernicht modernist.
Schröder: Dies definiertsich fürmich im
internationalen Bereich in derErkennt-
nis, daß Volkswirtschaften und nicht n
Unternehmen miteinander konkurrie
ren. Da ist es üblich, daß man Subven
tionen gibt. Was dageht, kann man in
Japan undFrankreich und auch in de
USA unter Clinton sehen. Im nationa
len Bereich müssen wirkonkurrenzfähig
bleiben und die Produktivität steiger
also mehr Güter undDienstleistungen
mit weniger Menschen in kürzerer Zeit
herstellen . . .
SPIEGEL: . . . uralte Begriffe aus dem
Forderungskatalog der Industrie.
Schröder: Wir müssen einen Zustand
schaffen, in dem dieungeheuer teure
Industrieanlagen, die wir brauchen, u
die Produktivität zu erhöhen und u
konkurrenzfähig zu bleiben, besser g
nutzt werden können.
SPIEGEL: Das ist dochunter denSpit-
zensozisunumstritten.
Schröder: Aber warum, verdammt noc
mal, sagen wir es nicht, wenn esernst
wird, und beschließen es nicht? Sie kö
nen doch nicht sagen, ichwill die flexi-
ble Ausnutzung derMaschinenlaufzei
ten, undgleichzeitig denfreien Samstag
tabuisieren. Mein Eindruckist:Wenn wir
auf Parteitagen zusammen sind,fassen
wir Beschlüsse, vonderen Realitätsge-
halt wir nicht überzeugtsind – und zwa
aus Gründen desinnerparteilichen Frie
dens.
SPIEGEL: Viele Ihrer Parteifreundewer-
fen Ihnen wegen Ihrer Industriepolitik
haarsträubenden Opportunismus v
Zum Beispiel bei derUnterstützung von
Rüstungsvorhaben.
Schröder: Ein gutes Beispiel. Schon au
dem Parteitag in Wiesbaden geriet ich
eine Sonderrolle,weil ich sagte:Leute,
im Bereich der Luft- undRaumfahrtindu-
strie kommt etwas auf uns zu. DieDasa
will flä chendeckend Arbeitsplätze a
bauen undganzeBetriebeschließen . .
37DER SPIEGEL 37/1995
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SPIEGEL: . . . was be-
sonders Sie in Nieder
sachsen trifft.
Schröder: Genau.Auf-
gefangen wird das gan
ze nur, wenn es ge
lingt, mit diesem Un-
ternehmen ein Kon-
zept zu vereinbaren
das vorsieht: Wir sub
ventionieren die deut
sche Luft- undRaum-
fahrtindustrie direk
und indirekt. Wir sub-
ventionieren indirek
über Beschaffungsen
scheidungen, etwa de
Eurofighter.
SPIEGEL: Dabei haben
Sie selber aber an
dem SPD-Parteitags
beschluß gegen den J
ger 90 mitgewirkt.
Schröder: Ich habe au
dem letzten Parteita
deutlich gesagt: In di
Entwicklung dieses
Fliegers sind siebe
oder acht Milliarden
Mark investiert wor-
den. Die Frage ist
nicht mehr, ob, son-
dern nur, wo der ge
baut wird. Also müs-
it
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sen wir eine rationalerePosition zu die-
ser Beschaffungsentscheidungfinden.
SPIEGEL: Und was wird die SPD nun m
dem Jäger 90 tun?
Schröder: Die Beschaffungsentsche
dung für den Jäger 90wird im nächsten
Jahr von derBundesregierung getro
fen, an uns vorbei, wenn wir sienicht
unterstützen. DieRetter der Arbeits-
plätze in den Betriebensind dann wie-
der die anderen.
„Mein Gott, Rudolf!“ Kölner Stadt-Anzeiger
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SPIEGEL: Strukturelle
Reformen traut man ge
rade der Sozialdemo-
kratie nicht zu.
Schröder: Ich würde
das nicht generalisieren
Wenn wir unsereSin-
ne zusammennehme
können wir die modern
ste Wirtschaftsparte
werden, die es in
Deutschland gibt. Da
hat einen Grund: Ich
glaube, daß die Notwen
digkeit, Staat undWirt-
schaft zusammenzu
bringen, internationa
wie national nichtklei-
ner, sondern größe
wird. Die Sozis haben,
was dieseFrage angeht
die wenigstenBarrieren
im Kopf.
SPIEGEL: Die SPD ist
doch die zerrissenst
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Partei in Deutschland. Sie hat in ihre
ReihenAuf- und Absteiger, Akademi
ker und Arbeiter, Beamte undArbeits-
lose. Istdenn bei sogegensätzlichen In
teressen noch ein gemeinsames P
grammdenkbar?
Schröder: Darin liegt eigentlich eine
Chance. Hätte ich zu entscheiden,wür-
de ich sagen: Wir machen zehnGebote
zur Wirtschaftspolitik, mehr nicht.
Dann sollen die Fraktionen und die
-

Landesregierungen sehen, was sie
den zehnGebotenumsetzen können.
SPIEGEL: Sagen Sie doch mal dem jung
Aufsteiger, ersoll nochmehr für die Ar-
men und Arbeitslosen ausgeben.
Schröder: Wir sollten offen sagen: Wi
sind beidem, was indieser Gesellscha
zu verteilen ist, amEnde derFahnenstan
ge angekommen. Es kannnichtmehr um
Zuwächsegehen, es geht nur noch u
Konsolidierung.Vielleicht erkennt dann
auch der Aufsteiger, daßsoziale Stabili-
tät der Garant dafürist, daß er seinePrivi-
legiennoch genießenkann.
SPIEGEL: Daß Sie Ihre Anhänger nicht
mehr unter ein Dach bekommen,zeigt
doch der Erfolg der Grünen.
Schröder: Das ist richtig.Jene, diespezi-
fisch ökologisch denken und für die e
ständig fünf vor zwölf ist,werden wir den
Grünen nichtmehr abnehmen könne
Wir müssenstatt dessen mit der CDU u
Modernität konkurrieren.
SPIEGEL: Bei dieserKonkurrenz war Ihre
Partei bishernicht geradeerfolgreich.
Bislang hat sie wesentliche technolo
sche Veränderungen, die jaauchgesell-
schaftliche Veränderungen mitsichbrin-
gen, schlichtweg verschlafen – Beispi
Privatfernsehen,Beispiel Privatisierung
der Telekommunikation.
Schröder: Das Fernsehen ist eingutes
Beispiel. Wir dürfen uns nicht von de
Wirklichkeit einholen und überholenlas-
sen, sondern wir müssensagen, wirhaben
kapiert, daß dieGesellschaft in Bewe
gung ist, und wir mischen unsein, auch ri-
sikobereit.
SPIEGEL: Ist die SPD bei so vielBegeiste-
rung für technologischeNeuerungen von
der Union dannnoch unterscheidbar?
Schröder: Ich glaube, daß diebisweilen
krampfhafteSucht vieler in derSPD, das
großeThema der Unterscheidbarkeit
entdecken und fürsich zureklamieren,
mit dem Verlust der al
ten Systemunterscheid
barkeit vonSozialismus
und Kapitalismus zu
tun hat. Gelegentlich
kommt es mir so vor, al
ob unsere Partei auf de
Suche nacheinem Er-
satz für den Systemkon
flikt ist. Das machtsich
dann anganz ungeeig
neten Themenfest.
SPIEGEL: Der Ab-
schiedsschmerz vom d
mokratischen Sozialis-
mus?
Schröder: Ja, wir wis-
sen, daß die Sachesozu-
sagen durch den Ur-
knall erledigt ist. Nun
versuchen wir, denklei-
nen Urknall zu finden.
SPIEGEL: Herr Schrö-
der, wir danken Ihnen
für diesesGespräch.


